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Frank-Walter Steinmeier

Die Fehler seiner
Osteuropa-Politik wirken nach
Die Ukraine will Panzer. Berlin bietet bloss Städtepartnerschaften.

Hansjörg FriedrichMüller,
Berlin

Am Freitag hat der deutsche
Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier eine Grundsatzrede
zum Ukraine-Krieg und dessen
Auswirkungen gehalten. Die An-
sprache war mit einiger Span-
nung erwartet worden, steht
Steinmeier doch seit dem russi-
schen Überfall wegen der russ-
landfreundlichen Politik, die er
als Minister unter Gerhard
Schröder und Angela Merkel be-
trieben hat, in der Kritik.

Insgesamt handelte seine
Rede mehr von den Sorgen und
Nöten der Deutschen als vom
Leid der Ukrainer. Steinmeier
beschwor den gesellschaftlichen
Zusammenhalt und sprach von

Opfern, die alle nun bringen
müssten.

Der deutsche Bundespräsi-
dent ist der Letzte aus dem en-
geren Umfeld Schröders, der
noch ein hohes Amt innehat.
Vereinzelt wurde seit dem russi-
schen Einmarsch sein Rücktritt
gefordert. Wie kein Zweiter ver-
körpert Steinmeier die Osteuro-
pa-Politik seines Landes, mit all
ihren Fehlern und mehr oder
weniger zaghaften Versuchen,
es nun doch noch richtig zu ma-
chen.

Aus der Ukraine kommt der-
weil weiter Kritik an Deutsch-
land. Dabei steht vor allem die
Frage der Waffenlieferungen im
Mittelpunkt. Deutsche Panzer-
fäuste, Flugabwehrraketen oder
Panzerhaubitzen werden mitt-

lerweile in die Ukraine expor-
tiert; schweres Gerät wie der
Schützenpanzer Marder oder
der Kampfpanzer Leopard 2
nach wie vor nicht. Auch andere
Nato-Länder lieferten keine
Kampfpanzer, rechtfertigt sich
Berlin, während die Ukrainer er-
klären, bei der Rückeroberung
russisch besetzter Gebiete wä-
ren diese beiden Panzertypen
besonders hilfreich.

Auch Steinmeier mochte bei
seinem Ukraine-Besuch Anfang
Woche in dieser Hinsicht nichts
versprechen. Dass er dabei den
Einwohnern von Korjukiwka
stattdessen das Angebot einer
Städtepartnerschaft aus dem
Schwarzwaldort Waldkirch
überbrachte, wirkte zwar rüh-
rend, aber auch ein wenig naiv.

«So viel Leid an einem Ort habe ich noch nie erlebt»
Bundespräsident Cassis hat doch noch die Ukraine besucht. Er schildert seine
Eindrücke und sagt, wie die Schweiz den Kriegsopfern helfen will. Zudem stellt er
sich Fragen zu seiner erfolglosen Europapolitik – für die er neue Chancen sieht.

Der Schweizer Bundespräsident Ignazio Cassis
(rechts) unterhält sich bei seinem Besuch in Kiew
mit dem ukrainischen PräsidentenWolodimir
Selenski. Bild: EDA/Pascal Lauener

Interview: Stefan Bühler

Siewaren letzteWoche für einen
Tag inKiew.Welcheswar für Sie
der eindrücklichsteMoment?
Ignazio Cassis: Meine Besuche in zwei
Ortschaften nördlich von Kiew haben
mir das Mass der Zerstörung und das
Leiden der Menschen vor Augen ge-
führt, das richtiggehend spürbarwurde.
Das war sehr eindrücklich.

WashabenSiedort gesehen?
In einem Quartier in Borodjanka, das
fast vollständig durch Artilleriebe-
schuss zerstört worden ist, habe ich mit
einer Gruppe von Damen gesprochen.
Sie frieren zu Hause, weil sie keine
Fenster mehr haben. Und die lokalen
Behörden können nicht helfen, weil
ihnen die Ressourcen und das nötige
Material fehlen. An einem anderen Ort
habe ich eine Mutter mit drei kleinen
Kindern getroffen, die in einem Holz-
haus wohnen, das von einer Ostschwei-
zer Firma fertiggestellt worden ist.
Diese Familie schätzt sich im Vergleich
zu vielen anderen glücklich: Sie hat im-
merhin ein Haus, das sie vor der Kälte
schützt.

HabenSie schoneinmal einever-
gleichbareSituationangetroffen
wienun inKiew?
Nein, so viel Zerstörung, so viel Leid an
einem Ort habe ich noch nie erlebt. Ich
war im Irak oder im Libanon. Das war
auch sehr bedrückend. Aber emotional
hat mich noch nichts so sehr berührt
wie nun dieser Besuch in der Ukraine.

WiekanndieSchweizdenKriegs-
opfern raschhelfen?
Die Bedürfnisse, um den Winter zu

überstehen, sind immens. Es mangelt
an vielem: An Geld, an Handwerkern
und an Material, das benötigt wird für
die Reparatur des von den Russen ge-
zielt zerstörten Stromnetzes. Die
Schweiz kann gerade im Bereich der
Infrastruktur dank dem Know-how
unserer Unternehmen konkrete Hilfe
leisten. Im Moment läuft zudem eine
weitere Lieferung von Schweizer Hilfs-
gütern mit Material zur Brandbekämp-
fung und Trümmerräumung.

KönnenSie sagen,wermitmacht?
Nein, dafür ist es zu früh. Wir arbeiten
unter Hochdruck an Hilfe im Energie-
sektor und der Schaffung von Unter-
künften. Wir haben unsere Unterstüt-
zung der Ukraine in diesem Jahr mehr
als verdoppelt. Auch die rund 130 Mil-
lionen Franken der Glückskette sind
hilfreich.

Als imSommerandereStaatschefs
schon langenachKiewgereist
waren, bliebenSie inder Schweiz.
Es gebekeinenGrundzu reisen,
sagtenSiedamals.Nun,daKiew
wieder stärkerunterBeschuss
stehtunddieLagedeutlichunsi-
cherer ist, reistenSie.Warum
gerade jetzt?
Der Besuch war notwendig. Es ging da-
rum abzuklären: Wo stehen wir? Wel-
ches sind die Bedürfnisse? Wie kann
die Schweiz helfen? Im Juli hatten wir
eine grosse Delegation der Ukraine an
der Wiederaufbaukonferenz in Lugano.
Wir haben damals gemeinsam vieles in
die Wege geleitet. Nun bestand ein kla-
res Bedürfnis nach einem persönlichen
Kontakt, um den weiteren Weg zu be-
sprechen. Und es war wichtig, dies vor
der Konferenz zum Wiederaufbau in

Berlin zu tun. Mit dem Besuch wollte
ich auch ein Zeichen der Solidarität set-
zen zu einem Zeitpunkt, wo Kiew wie-
der mit Raketen angegriffen wird. Prä-
sident Selenski und Premierminister
Schmyhal haben es sehr geschätzt, dass
ich ihre Einladung vom Juli wahrge-
nommen habe.

HabendiebeidenForderungenan
dieSchweiz gestellt?
Forderungen ist das falsche Wort. Ich
habe konkret gefragt, wie wir sie am
besten unterstützen können. Und da
gibt es vieles: Die Finanzierung des
Wiederaufbaus ist ein grosses Thema,
aber auch schnelle Hilfe im Hinblick
auf den kommenden Winter. Es gilt
jetzt schnell, wirksam und koordiniert
zu handeln.

Wiesehrgeht esbei dieserHilfe
darumzuverhindern, dassweitere
ZehntausendeMenschenausder
UkrainenachWesteuropaund
auch indie Schweizflüchten?
Hilfe vor Ort ist das grosse Stichwort.
Selbstverständlich sorgen wir weiterhin
für die Flüchtlinge in der Schweiz. Aber
die Botschaft der Regierung in Kiew ist
deutlich: «Wir wollen, dass unsere Leu-
te zurückkehren, wir brauchen sie für
den Wiederaufbau.» Es gibt also ein
beidseitiges Interesse, dass die Leute
vor Ort die Möglichkeit haben, den
Winter zu überstehen.

AmDienstag reistenSiedannnach
Berlin andieWiederaufbaukonfe-
renzderG7undderEU. Sie standen
zwischenBundeskanzlerOlaf
ScholzundEU-Kommissionspräsi-
dentinUrsula vonderLeyen.Was
bedeutet IhnendieseEinladung?

GiorgiaMeloni

Zwischen den
Fronten
Italiens neue Minister-
präsidentin Giorgia
Meloni wird nicht
müde, Präsident
Wolodimir Selenski
und die Nato-Alli-
ierten von ihrer
stramm pro-westli-
chen Haltung überzeu-
gen zu wollen. Ihr Problem ist bloss: Sie
teilt sich die Regierungskoalition mit
zwei ausgesprochenen Russland-Freun-
den. Der eine, Silvio Berlusconi, erhält
von Putin 20 Flaschen Wodka zu seinem
Geburtstag und tauscht mit dem Kreml-
Herrscher «süsse Briefe» aus. Der ande-
re, Lega-Chef Matteo Salvini, wird den
Verdacht nicht los, seine Partei mit Geld
aus Russland finanziert zu haben. Am
meisten Kopfzerbrechen könnte Meloni
aber die Tatsache machen, dass in Ita-
liens Bevölkerung wegen der hohen
Energiepreise bald die Zustimmung zu
den Sanktionen wegbrechen könnte. Hat
die Rechtspolitikerin die Stärke, der Kri-
tik aus dem Volk zu trotzen? (rhe)

Rishi Sunak

Voll auf der
Johnson-Linie
Sein Vorvorgänger ist in der Ukraine we-
gen der frühen Waffenlieferungen so et-
was wie ein Heiliger. Aber der neue Pre-
mierminister Grossbritanniens, Rishi
Sunak, will Boris Johnson in nichts nach-
stehen. Gleich nach seiner Amtseinset-
zung rief er als Erstes den ukrainischen
Präsidenten Wolodimir Selenski an und
versicherte, er könne auf den ungebro-
chenen Beistand seines Landes zählen.
Tatsächlich ist Grossbritannien neben

den USA der stärkste Alliierte
Kiews. Schon bald dürfte

Sunak zum Besuch in
Kiew aufkreuzen. Wie
ungebrochen Sunaks
Unterstützung sein
wird, muss sich ange-
sichts der finanziellen

Schwierigkeiten zeigen.
Nächste Woche soll das

Verteidigungsbudget festge-
legt werden. Im Sommer hatte Sunak die
von Verteidigungsminister Ben Wallace
geforderten drei Prozent der Wirt-
schaftsleistung abgelehnt. (rhe)

So positionieren sich die wichtigsten europäischen Länder im Krieg
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«So viel Leid an einem Ort habe ich noch nie erlebt»
Bundespräsident Cassis hat doch noch die Ukraine besucht. Er schildert seine
Eindrücke und sagt, wie die Schweiz den Kriegsopfern helfen will. Zudem stellt er
sich Fragen zu seiner erfolglosen Europapolitik – für die er neue Chancen sieht.

Sie bedeutet, dass wir in Lugano den
ersten Schritt getan haben auf einem
langwierigen Weg des Wiederaufbau-
prozesses, der nicht warten kann, bis
der Krieg zu Ende ist. Der Wiederauf-
bau ist die grösste Hoffnung, die wir
den Menschen in der Ukraine geben
können, er liefert eine Perspektive. Da-
für müssen wir jetzt handeln: Bis Ende
Jahr sollte die Plattform definiert wer-
den, um die unmittelbare Hilfe für die-
sen Winter, aber auch die Finanzierung
des Wiederaufbaus zu koordinieren
und in die Tat umzusetzen. Es ist eine
riesige Aufgabe: Damit die ukraini-
schen Behörden überhaupt weiter funk-
tionieren können, sind Milliarden pro
Monat nötig.

Wieviel zahlt die Schweiz?
Diese Frage ist verfrüht. Jetzt geht es
darum, Zuständigkeiten zu definieren,
damit sich die internationale Gemein-
schaft organisieren kann.

Ist esnicht so, dassmit denG7 in
Berlinnundie grossenMächte
sagen,was läuft, unddie Schweiz
ins zweiteGlied zurücktritt?
Die Schweiz hat gemeinsam mit der
Ukraine in Lugano den Startschuss ge-
geben. Die Prinzipien von Lugano bil-
deten in Berlin den Rahmen für den
Wiederaufbauprozess. Wenn die Kon-
ferenz in Berlin etwas gezeigt hat, dann,
dass auch ein einzelnes Land, und sei
es so gross wie etwa Deutschland, nicht
in der Lage sein wird, diesen Prozess
allein zu steuern. Es ist eine Gemein-
schaftsaufgabe, in der die Schweiz ihre
Rolle spielen und Nischenfunktionen
übernehmen kann.

Mit IhremAuftritt geselltenSie sich
zu jenemKreiswestlicherMächte,
diedieUkraineauchmilitärisch
unterstützen.Wieverträgt sichdas
mit der SchweizerNeutralität?
Gut, solange man klar sagt, dass die
Schweiz keine Waffen liefern oder
Truppen stellen kann. Unsere Neutrali-
tät bedeutet nicht Gleichgültigkeit. Es
gibt genug andere Aufgaben, die wir

übernehmen können, zum Beispiel in
der Nothilfe, der Diplomatie, aber auch
bei der demokratischen Entwicklung
und den Reformen der Ukraine, wo sich
die Schweiz bereits seit Jahren stark
engagiert.

Trotzdem:WladimirPutinund
US-PräsidentBidenhabenbeide
gesagt, die Schweiz sei nichtmehr
neutral.AuchPräsident Selenski
hatdieNeutralität inFragegestellt.
NurderBundesrat sagt etwas
anderes.Wäreesnicht ehrlicher zu
sagen, die Schweizkannbei einer
sokrassenVerletzungdesVölker-
rechts,wie sieRusslandbegeht, gar
nichtneutral bleiben?
Nein, wir sind und bleiben neutral. Wir
beteiligen uns weder mit Truppen noch
mit Waffen am Krieg. Aber wir stehen
ein für Freiheit, Demokratie und unse-
re Werte. Und das ist mit unserer Neu-
tralität absolut vereinbar.

Siehaben imSommerdenBegriff
derkooperativenNeutralität ins
Spiel gebracht.DerBundesrathält
aber anderNeutralität fest,wie sie
seit 1993gilt.Washättediekoope-
rativeNeutralitätNeuesgebracht?
Mit der kooperativen Neutralität hätte
die Schweiz das Neutralitätsrecht wei-
terhin vollumfänglich beachtet, es aber
noch stärker zu Gunsten der aussen-

und sicherheitspolitischen Kooperation
mit Partnerstaaten ausgelegt. Dies hät-
te auch gesetzliche Anpassungen mit
sich gebracht. So hätte zum Beispiel bei
Partnerstaaten auf Nichtwiederaus-
fuhr-Erklärungen bei Kriegsmaterial-
exporten verzichtet werden können.

Siehaben inBerlinEU-Kommis-
sionspräsidentinvonderLeyen
getroffen.KamendieBeziehungen
Schweiz–EUdabei zur Sprache?
Ja, ich habe sie getroffen und wir hatten
ein Gespräch über den Stand der Son-
dierungsgespräche und die technischen
Diskussionen.

Washatherausgeschaut?
Dass ein Verhandlungsmandat dann in
Frage kommt, wenn es reelle Chancen
gibt, Lösungen für jene Knackpunkte
zu finden, die den Bundesrat veranlass-
ten, die Verhandlungen über das Rah-
menabkommen zu beenden. Daran
arbeiten wir jetzt intensiv in den Son-
dierungen und in den technischen Ge-
sprächen. Vor allem bei den Fragen zur
Personenfreizügigkeit gibt es im Mo-
ment noch Differenzen.

SiehabendasEU-Dossier 2017
übernommenundes seitherkeinen
Schrittweitergebracht.Ausser
Reorganisationen imOrgani-
grammdesBundes tut sichnichts.
Wanngeht es endlichweiter?
Der Bundesrat hat im Mai 2021 ent-
schieden, das Rahmenabkommen
nicht zu unterzeichnen, weil bei zent-
ralen Themen wiedem Lohnschutz und
der Personenfreizügigkeit zu grosse
Differenzen bestanden. Nun arbeiten
wir daran, einen kleineren Schritt zu
machen in Richtung unseres wichtigs-
ten Wirtschaftspartners, mit dem wir
auch eine Wertegemeinschaft bilden.

Wir stehenwegenderEnergiekrise
vor einemungewissenWinterund
sindmangelsEnergieabkommen in
Europa isoliert.WirddieEnergie-
krisedie Schweiz zuKompromis-
sengegenüberderEUzwingen?

Ich glaube nicht. Falls es zu einer Eini-
gung mit der EU kommt, dann ist es
nicht wegen der Energiekrise. Aber
selbstverständlich spielt der Krieg in
der Ukraine eine Rolle. Mittelfristig
sind wir mit einem riesigen sicherheits-
politischen Problem in Europa konfron-
tiert: Die Sicherheitsarchitektur, die mit
der Schlussakte von Helsinki zur Schaf-
fung der Organisation für Sicherheit
und Zusammenarbeit in Europa, der
OSZE, 1975 geschaffen wurde, ist in
Frage gestellt. Wir müssen unsere Posi-
tion finden. Es geht um die Sicherheit
des Landes, um die Freiheit und Rech-
te unserer Bevölkerung.

WissenSie,wiediesePositionder
Schweiz aussehenkönnte?
Nein, weil wir noch nicht wissen, wie
die europäische Position aussehen
wird. Kürzlich hat die EU all jene euro-
päischen Staaten nach Prag eingeladen,
die nicht Mitglied in der Union sind. Es
zeigte sich, dass diese sogenannte neue
Europäische Politische Gemeinschaft
in der gegenwärtigen Phase ihren Wirt-
schaftsraum schützen und gemeinsam
wettbewerbsfähig sein muss. Es geht
umdieFrage:Wiestärkenwirdeneuro-
päischen Kontinent?

DieAbhängigkeit von russischem
Gaserwies sichals fatal.Nochviel
grössereAbhängigkeitengibt es
vomautokratischenChina.Heisst
wenigerRusslandundChinanicht
automatisch:mehrEuropa?
Ja, bis zu einem gewissen Grad ist das
die natürliche Konsequenz des aktuel-
len Kriegsgeschehens. Wir sind eine
Wertegemeinschaft. Aber mehr Europa
heisst nicht einfach mehr EU, sondern
eine Diskussion mit allen europäischen
Ländern. Wir müssen mit unseren
Nachbarn eine Gemeinschaft bilden,
die so stark wie möglich ist, damit wir
weltweit konkurrenzfähig und sicher-
heitsmässig auch geschützt sind. Auch
die Beziehung der Schweiz zur EU ist
unter dieser neuen Ausgangslage zu be-
trachten: Sie ist nicht einfacher, aber es
eröffnen sich auch Chancen.

«MehrEuropa
heisstnicht
einfachmehr
EU, sondern
eineDiskussion
mit allen
europäischen
Ländern.»

Editorial

Putins jüngste
Rede zeigt seine
wahre Absicht
Erst scheiterten Putins Trup-
pen beim Versuch, Kiew einzu-
nehmen. Dann gelang es ihnen
nur bedingt, im Osten und
Süden der Ukraine vorzurü-
cken. Inzwischen müssen sie
sich teilweise wieder zurück-
ziehen, sogar die Grossstadt
Cherson könnte von der Ukrai-
ne zurückerobert werden.

Der Kreml-Chef ist militärisch
in Rücklage, darum versucht er
es nun mit Atom-Drohungen.
Er hofft, dass im Westen mehr
und mehr Politiker sagen, man
müsse Russland jetzt Zuge-
ständnisse machen – um des
Friedens willen. Eine Strategie,
die verzweifelte Kriegsherren
schon früher anwendeten
(siehe Bund «Wochenende»).

Wir dürfen Putins Panikmache
nicht verfallen. Seine Armee ist
logistisch und technisch gar
nicht in der Lage, taktische
Atomwaffen einzusetzen. Das
berichtet unser Kriegsreporter
Kurt Pelda, der sich eben
wieder mehrere Wochen lang
in Frontnähe aufhielt. Nicht
einmal Gasmasken seien
vorhanden. «Die Stärke der
russischen Armee wird massiv
überschätzt, noch immer»,
sagt Pelda. Das liege daran,
dass sich die Propaganda aus
Moskau auch im Westen
eingenistet habe.

Bundespräsident Cassis sieht
seinen Besuch in Kiew auch als
Zeichen gegen die Angst. Kurz
nach ihm reiste Deutschlands
Präsident Steinmeier erstmals
dorthin. Zudem bekräftigten
die neuen Regierungschefs
Grossbritanniens und Italiens
überaus deutlich, sie stünden
an der Seite der Ukraine. Putin
konnte Europa bislang nicht
spalten.

Am Donnerstag hielt Putin
erneut eine Angst-Rede. Er
sagte, der Westen habe sich als
Sieger gesehen. Nun stehe er
am Abgrund, seine Ära ende.
Der Liberalismus befinde sich
in einer «doktrinären Krise».
Wer es, wie gewisse Schweizer
Appeasement-Verfechter, noch
nicht gemerkt hat: Putin geht
es nicht nur um die Ukraine. Er
will, wie er selbst sagte, ein
«neues Herrschaftssystem».
Ein System des Autoritarismus
und der Unfreiheit. Das
Gegenteil von allem, was uns
lieb und teuer ist.

PatrikMüller, Chefredaktor
patrik.mueller@chmedia.ch

EmmanuelMacron

Halbherzige
Bekenntnisse
Seit Kriegsausbruch im Februar steht
Frankreichs Präsident Emmanuel Ma-
cron im Verdacht, die Ukraine nur halb-

herzig zu unterstützen. Grund da-
für sind Aussagen, wonach

man Russland «nicht demü-
tigen» dürfe und die – alle-
samt gescheiterten – Versu-
che, mit Wladimir Putin ins
Gespräch zu kommen. All-

gemein herrscht das Gefühl,
die grösste Militärmacht in

der Europäischen Union könnte
etwas mehr tun. Dies, auch wenn die

von Frankreich gelieferten Cäsar-Hau-
bitzen den ukrainischen Streitkräften
auf dem Schlachtfeld guten Dienst er-
weisen und das persönliche Verhältnis
zwischen Macron und Selenski eng ist.
Zuletzt irritierte Macron mit der Aussa-
ge, die Nuklearmacht Frankreich würde
untätig blieben, wenn Putin Atomwaffen
in der Ukraine einsetzt. Damit wich er
von der bisherigen Praxis ab, niemals die
Details einer möglichen Nuklearantwort
zu verraten. (rhe)

Ukraine-Besuch: Deutschlands Bundespräsident
Frank-Walter Steinmeier (l.) bei Präsident Wolodimir
Selenski. Bild: Keystone
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